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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. November 1958 

7 — 81407 — 4400/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Ersten Gesetzes über die An- 
passung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen aus Anlaß der Ver- 
änderung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage für das Jahr 1958 (1. Rentenanpassungs- 
gesetz — 1. RAG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 198. Sitzung am 14. November 
1958 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
zu dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Lübke 


Druiic; Bonner Universitäts-Buchdruckerei. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen aus Anlaß der Veränderung der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage für das Jahr 1958 
(1. Rentenanpassungsgesetz — 1. RAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) In den gesetzlichen Rentenversicherungen 
werden die Versicherten- und Hinterbliebenen- 
renten aus Versicherungsfällen, die im Jahre 1957 
oder früher eingetreten sind, für Bezugszeiten vom 
1. Januar 1959 an in der Weise der veränderten all- 
gemeinen Bemessungsgrundlage angepaßt, daß der 
nach § 3 zu ermittelnde Anpassungsbetrag mit 1,061 
vervielfältigt wird; dem sich dadurch ergebenden 
Betrag sind die der Anpassung nicht unterliegenden 
Rententeile wieder hinzuzufügen. 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 ge- 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 des 
Arbeiterrentenversicherungs - Neuregelungsgesetzes 
vom 23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 45) und 
Artikel 2 § 37 Abs. 3 des Angestelltenversicherimgs- 
Neuregelungsgesetzes vom 23. Februar 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 88) erhöhten Versichertenrenten 
von Berechtigten, die das 65. Lebensjahr im Jahre 
1958 vollendet haben. 

(3) Absatz 1 findet auf den Knappschaftssold 
keine Anwendung. 

§ 2 

Auf Renten, die nach Artikel 2 § 43 Abs. 1 des 
Arbeiterrentenversicherungs - Neuregelungsgesetzes 
oder Artikel 2 § 42 Abs. 1 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes oder Artikel 2 § 28 
Abs.l desKnappschaftsrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes vom 21. Mai 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 533) berechnet worden sind, findet § 1 Abs. 1 
auch dann Anwendung, wenn der Versicherungsfall 
nach dem 31. Dezember 1957 eingetreten ist. Das 
gleiche gilt für Renten, die nach Artikel 3 
§ 6 Abs. 3 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes oder Artikel 3 § 5 Abs. 2 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes berechnet worden sind. 

§ 3 

(1) Anpassungsbetrag ist der Rentenzahlbetrag 
für Januar 1959 einschließlich des Kinderzuschusses 


: für jedes Kind, vermindert um den Sonderzuschuß 
und die Steigerungsbeträge aus Beiträgen der 
Höherversicherung. In der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung vermindert sich der Rentenzahl- 
! betrag außerdem um den Leistungszuschlag und den 
I nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknappschafts- 
! gesetzes zu belassenden Betrag. 

(2) Bei Renten, die nach Artikel 2 § 42 des 
Arbeiterrentenversicherungs- Neuregelungsgesetzes, 

I Artikel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs-Neii- 
! regelungsgesetzes und Artikel 2 § 11 des 

. Knappschaftsrentenversicherungs - Neuregelungsge- 
setzes berechnet sind, gelten als Sonderzuschuß die 
Beträge von 21 Deutsche Mark bei Versicherten- 
j renten und 14 Deutsche Mark bei Hinterbliebenen- 
renten. Ist in den Fällen des Satzes 1 bei der Be- 
! rechnung einer Versicherten- und einer Hinterblie- 
! benenrente desselben Berechtigten ein Sonder- 
! Zuschuß zu berücksichtigen gewesen, so gilt als 
i Sonderzuschuß der Betrag von 21 Deutsche Mark. 


§ 4 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Angestell- 
; ten, die auf Versicherungsfällen des Jahres 1957 
1 beruhen und nach §§ 1253 ff. der Reichsversiche- 
j rungsordnimg oder §§ 30 ff. des Angestelltenver- 
; Sicherungsgesetzes berechnet worden sind, sowie 
bei Renten aus der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung darf der nach § 1 Abs. 1 erster Halbsatz 
errechnete Betrag den Betrag nicht überschreiten, 

; der sich ergeben würde, wenn die Rente ohne 
Änderung der übrigen Berechnungsfaktoren unter 
I Zugrundelegung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage für das Jahr 1958 berechnet werden würde. 
Auf die übrigen Renten aus der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Rentenversicherung der Ange- 
stellten finden Artikel 2 § 34 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes oder Artikel 2 
§ 33 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
I gesetzes Anwendung. 

, (2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Renten aus der 

knappschaftlichen Rentenversicherung, die nach 
Artikel 2 § 11 oder Artikel 2 § 25 des Knappschafts- 


2 



Deutscher Bun destag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 665 


rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes berech- 
net worden sind. 

§ 5 

Ergibt die Anpassung keinen höheren als den 
bisherigen Zahlbetrag, so ist dieser weiterzuzahlen. 

§ 6 

Dem Berechtigten ist über die Anpassung eine 
schriftliche Mitteilung zu geben. Ergibt eine spätere 
Überprüfung, daß die Anpassung fehlerhaft ist, so 
ist sie zu berichtigen. Die Rente ist in ihrer bisheri- 
gen Höhe bis zum Ablauf des Monats zu gewähren, 
in dem der Berichtigungsbescheid zugestellt wird. 
Eine Rückforderung überzahlter Beträge findet nicht 
statt. Die Berichtigung ist nur bis zum 31. Dezem- 
ber 1959 zulässig. 


' § 7 

i (1) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind im 
I Saarland unter Berücksichtigung der Fassung anzu- 
i wenden, in der die in den §§ 1 bis 4 aufgeführten 
Vorschriften im Saarland gelten. 

(2) Rentenzahlbetrag im Sinne des § 3 Abs. 1 
Satz 1 ist im Saarland der Rentenbetrag in Deutsche 
Mark, der der Umrechnung in Französische Fran- 
ken zugrunde liegt. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Nach § 1272 Abs. 1 und 2 RVO (§ 49 Abs. 1 und 2 
AVG und § 71 RKG) sind die Renten aus den 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten sowie der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung bei Veränderungen der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage durch ein besonderes Gesetz 
anzupassen, wobei der Entwicklung der wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit und der Produktivität so- 
wie den Veränderungen des Volkseinkommens je 
Erwerbstätigen Rechnung zu tragen ist. 

Im Sozialbericht 1958 hat die Bundesregierung den 
gesetzgebenden Körperschaften vorgeschlagen, aus 
Anlaß der Veränderung der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage von 1957 auf 1958 in der Renten- 
versicherung der Arbeiter, der Rentenversicherung 
der Angestellten und der knappschaftlichen Renten- 
versicherung die Renten, die nach der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage für das Jahr 1957 berechnet 
worden sind, für Bezugszeiten vom 1. Januar 1959 
an auf den Stand anzuheben, der sich für die Ren- 
ten des Jahres 1958 aus der Erhöhung der allge- 
meinen Bemessungsgrundlage ergeben hat. Der Ent- 
wurf eines 1. Rentenanpassungsgesetzes dient der 
gesetzgeberischen Verwirklichung dieses Vorschla- 
ges. Hinsichtlich der Erwägungen, auf die sich der 
Vorschlag der Bundesregierung zur Rentenanpas- 
sung im einzelnen stützt, wird auf den Teil C des 
Sozialberichtes 1958 Bezug genommen. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Absatz 1 

In Absatz 1 sind die an der Anpassung teilnehmen- 
den Renten, das Ausmaß der Anpassung und die 
anzuwendende Technik bestimmt. Entsprechend der 


Zielsetzung des Entwurfs sind in die Anpassung die 
; Versicherten- und die Hinterbliebenenrenten der 
j Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
I stellten sowie der knappschaftlichen Rentenver- 
I Sicherung aus Versicherungsfällen einbezogen, die 
' im Jahre 1957 oder früher eingetreten sind (vgl, 
jedoch § 2). Damit sind sowohl die Renten gemeint, 
die nach den neuen Berechnungsvorschriften berech- 
net als auch nach den Umstellungsvorschriften 
der Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze um- 
gestellt worden sind. Den umgestellten Renten liegt 
ebenfalls die allgemeine Bemessungsgrundlage für 
■ das Jahr 1957 zugrunde. An der Anpassung neh- 
men auch die nach Artikel 2 § 42 ArVNG (Artikel 2 
§ 41 AnVNG und Artikel 2 § 11 KnVNG) berech- 
neten Renten teil. 

Die Renten aus der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung des Saarlandes bleiben von die- 
sem Gesetz unberührt. 

Der Entwurf sieht eine Anpassung nach dem Um- 
fang der Veränderung der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage von 1957 auf 1958 vor. Nach den 
Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzen beträgt 
die allgemeine Bemessungsgrundlage für das Jahr 
1957 in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
4326 DM und in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten 4281 DM. Durch die 
Erste Verordnung über Änderungen der Bezugs- 
größen für die Berechnung von Renten in den Ren- 
tenversicherungen der Arbeiter und der Angestell- 
ten sowie der knappschaftlichen Rentenversicherung 
vom 21. Dezember 1957 (BGBl. I S. 1902) ist die all- 
gemeine Bemessungsgrundlage für das Jahr 1958 
für die knappschaftliche Rentenversicherung mit 
4590 DM und für die Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten mit 4542 DM be- 
stimmt worden. Danach stehen die Bezugsgrößen 
für 1957 und 1958 im Verhältnis von 1 : 1,061 in 
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der knappschaftlichen Rentenversicherung und von 
1 : 1,061 (abgerundet) in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten. Die relative 
Veränderung der Bezugsgrößen von 1957 auf 1958 
ist somit in allen drei Versicherungszweigen gleich 
hoch, so daß der Wert von 1,061 als einheitlicher 
Vervielfältigungswert zugrunde zu legen ist. 

Die für die Anpassung gewählte Technik stellt 
sicher, daß die Masse der anzupassenden Renten 
von den Rentenrechnungsstellen der Bundespost mit 
Hilfe elektronischer Rechenautomaten umgerechnet 
werden kann, ohne daß die Versicherungsträger 
dabei eingeschaltet zu werden brauchen. Dadurch 
wird es möglich, die Umrechnung in kürzester Frist 
durchzuführen und die Rentenempfänger baldmög- 
lichst in den Genuß der erhöhten Leistungen zu 
bringen. 

Absatz 2 

Die im Absatz 2 aufgezählten Versichertenrenten 
aus den Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten wurden nach den Umstellungsvor- 
schriften der Rentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetze zunächst auf der Grundlage eines Steige- 
rungssatzes von 1,3 V. H. für jedes anrechnungs- 
fähige Versicherungsjahr umgestellt (vgl. Rech- 
nungsgrundlagen zum ArVNG und AnVNG — 
Bundesarbeitsblatt 1957 S. 229 ff. — ) und später aus 
Anlaß der Vollendung des 65. Lebensjahres durch 
den Rentenberechtigten gemäß Artikel 2 § 38 Abs. 3 
ArVNG oder Artikel 2 § 37 Abs. 3 AnVNG auf 
fünfzehn Dreizehntel des Zahlbetrages erhöht. Die 
Erhöhung berücksichtigt nicht die Veränderung der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage von 1957 oder 
1958. Diese Renten sind infolgedessen ebenfalls mit 
anzupassen. Absatz 2 dient insoweit der Klarstel- 
lung, als es zweifelhaft sein kann, ob die Voll- 
endung des 65. Lebensjahres im Laufe des Jahres 
1958 ein Versicherungsfall im Sinne des Ab- 
satzes 1 ist. 

Absatz 3 

Der Knappschaftssold ist eine Leistung, die lediglich 
im Wege der Besitzstandwahrung weitergewährt 
wird. Da er außerdem nach anderen Grundsätzen 
als die Produktivitätsrente berechnet ist, ist er von 
der Anpassung auszunehmen. 

Zu § 2 

Nach § 1 Abs. 1 werden auch Fremdrenten und 
Auslandsrenten sowie Renten, die nach dem Ber- 
liner Rentenversicherungs-Uberleitungsgesetz be- 
rechnet worden sind, angepaßt, wenn sie auf einem 
Versicherungsfall des Jahres 1957 oder früher be- 
ruhen. Diese Renten werden bis zur Neuordnung 
des Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts auch 
bei einem Versicherungsfall des Jahres 1958 oder 
später nach den alten Vorschriften berechnet und 
umgestellt. Da aber die Umstellungsfaktoren unter 
Zugrundelegung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage 1957 ermittelt sind, müssen im Interesse einer 
gleichmäßigen Behandlung auch die nach dem 


31. Dezember 1957 eintretenden Versicherungsfälle 
an die Bemessungsgrundlage 1958 herangeführt 
werden. 

Zu § 3 

Absatz 1 

Der Anpassungsbetrag wird ermittelt, indem vom 
monatlichen Rentenzahlbetrag die Rententeile in 
Abzug, gebracht werden, die nach den allgemeinen 
Vorschriften von der Rentenanpassung ausgenom- 
men sind. Es handelt sich hierbei um die Steige- 
rungsbeträge aus der Höherversicherung und die 
Sonderzuschüsse zu umgestellten Renten. Die Ein- 
beziehung des Kinderzuschusses in den Anpassungs- 
betrag hat den Vorteil, daß — ohne die Versiche- 
rungsträger in Anspruch nehmen zu müssen — von 
den Rentenrechnungsstellen der Bundespost auch 
die Renten umgerechnet werden können, die einen 
gekürzten Kinderzuschuß enthalten. 

In der knappschaftlichen Rentenversicherung sind 
auch der Leistungszuschlag und der nach § 75 Abs. 1 
Satz 2 RKG zu belassende Betrag von der Renten- 
anpassung auszunehmen, weil die Änderung der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage, die diese An- 
passung veranlaßt, noch keine Änderung der für 
die Berechnung dieser Leistungen maßgeblichen 
Beitragsbemessungsgrenze bewirkt hat. 

Bei Renten, bei denen sich im Laufe des Jahres 1959 
durch eine Neuberechnung rückwirkend eine Ände- 
rung in der Rentenhöhe ergibt (etwa durch Er- 
höhung der Rente auf fünfzehn Dreizehntel gemäß 
Artikel 2 § 38 Abs. 3 ArVNG), ist es erforderlich, 
die Rente unter Berücksichtigung der Vorschriften 
dieses Gesetzes neu zu berechnen und dabei als 
Rentenzahlbetrag im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 
den Betrag zugrunde zu legen, der dem Berechtig- 
ten zum 1. Januar 1959 zu zahlen gewesen wäre, 
wenn die Änderung zu diesem Zeitpunkt bereits 
vollzogen gewesen wäre. Durch die Fassung „Ren- 
tenzahlbetrag für Januar 1959" soll diesem Erfor- 
dernis Rechnung getragen werden. 

Absatz 2 

Die Regelung, daß bei Renten, die nach Artikel 2 
§ 42 ArVNG, Artikel 2 § 41 AnVNG und Artikel 2 
§ 11 KnVNG berechnet sind, die Beträge von 
21 Deutsche Mark bei Versichertenrenten und 
14 Deutsche Mark bei Hinterbliebenenrenten als 
der Rentenanpassung nicht unterliegende Renten- 
teile gelten, dient der Klarstellung. 

Zu § 4 

Absatz 1 

Die persönliche Bemessungsgrundlage wird höch- 
stens bis zu der im Jahre des Versicherungsfalles 
geltenden Beitragsbemessungsgrenze berücksichtigt 
(§ 1255 Abs. 1 2. Halbsatz RVO). Für Versicherungs- 
fälle der Jahre 1957 und 1958 gilt einheitlich der 
Betrag von 750 DM monatlich als Beitragsbemes- 
sungsgrenze. Daraus ergeben sich für die Versiche- 
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rungsfälle dieser Jahre Rentenhöchstbeträge, wie 
sie bezüglich der umgestellten Renten aus Artikel 2 
§ 34 ArVNG ersichtlich sind. Würden nun die Ren- 
ten aus Versicherungsfällen des Jahres 1957 ohne 
Rücksicht auf die Höchstgrenzen angepaßt werden, 
so würden die Bezieher dieser Renten bei gleichen 
Voraussetzungen eine höhere Rente erhalten kön- 
nen als ein Rentenempfänger, dessen Versicherungs- 
fall im Jahre 1958 eingetreten ist Da dieses Gesetz 
aber nur die Unterschiede auszugleichen hat, die 
auf der Veränderung der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage von 1957 auf 1958 beruhen, muß die An- 
passung an den Höchstgrenzen haltmachen. Der 
Bezieher einer Rente mit Versicherungsfall 1957 
kann durch die Anpassung nicht besser gestellt 
werden als der Bezieher einer Rente mit Versiche- 
rungsfall 1958. 

Entsprechendes gilt für die Rentenversicherung der 
Angestellten und die knappschaftliche Rentenver- 
sicherung mit der Maßgabe, daß in der letzteren die 
Beitragsbemessungsgrenze 1000 DM monatlich be- 
trägt. 

Absatz 2 

Die hier getroffene Ausnahmeregelung findet ihre 
Rechtfertigung in den Besonderheiten der Berech- 
nung dieser Leistungen. 

Zu § 5 

§ 4 Abs. 1 schließt die Anpassung insoweit aus, als 
durch sie die durch das Gesetz festgelegten Höchst- 


Stellungnahme 

1 . Zu § 1 Abs. 1 

Folgender Satz 2 ist anzufügen: 

„Der neue monatliche Gesamtbetrag wird auf 
10 Deutsche Pfennig nach oben abgerundet." 

Begründung 

Während sich die Vorschriften des § 1297 RVO, 
des § 74 AVG und des § 89 Abs. 1 RKG nur 
auf die neu festgestellten Renten beziehen, be- 
treffen die Vorschriften des Artikels 2 § 32 
Abs. 1 Satz 2 ArVNG und des Artikels 2 § 31 
Abs. 1 Satz 2 AnVNG lediglich die im Jahre 
1957 umgestellten Renten. Für die Abrundung 
der nach dem vorliegenden Gesetz anzupassen- 
den Renten ist daher diese besondere Regelung 
erforderlich. 

2 . Zu § 3 

Es wird für erforderlich gehalten, daß in Ab- 
satz 1 auch eine Regelung für die Fälle getrof- 
fen wird, in denen im Monat Januar 1959 trotz 
eines Rentenanspruchs keine Rente gezahlt wird 
oder kein Rentenanspruch besteht und eine 
Rentenzahlung erst für die Zeit nach dem 


grenzen überschritten würden. Soweit diese Höchst- 
grenzen schon bisher überschritten wurden, gewähr- 
leistet § 5 die Erhaltung des Besitzstandes. 

Zu § 6 

Satz 1 ist dem Artikel 2 § 31 Abs. 1 Satz 2 ArVNG 
nachgebildet. Die Sätze 2 bis 4 grenzen die Befug- 
nisse des Versicherungsträgers bezüglich der nach- 
träglichen Korrektur einer etwaigen fehlerhaften 
Anpassung im Interesse der Rechtssicherheit ab. 


j C. Finanzieller Teil 

Durch die Rentenanpassung ergeben sich folgende 
j Mehraufwendungen: 

j Rentenversicherung 

j der Arbeiter = 410 Mio DM/Jahr 

Rentenversicherung 

der Angestellten = 205 Mio DM/Jahr 

Knappschaftliche 

, Rentenversicherung = 95 Mio DM/Jahr 

zusammen = 710 Mio DM/ Jahr 


I Von den Mehraufwendungen gehen 95 Mio DM für 
I die knappschaftliche Rentenversicherung zu Lasten 
des Bundes. Im übrigen werden die Mehraufwen- 
I düngen von den Trägern der Rentenversicherung 
I der Arbeiter und Angestellten getragen. 


Anlage 2 

des Bundesrates 

! 31. Januar 1959 in Betracht kommt (vgl. z. B. 

* § 1283 Abs. 1, § 1287 Abs. 1, § 1291 Abs, 2 RVO) 

j oder sich die Rentenhöhe in der Zeit nach dem 
31. Januar 1959 ändert (z. B. wegen Hinzutritts 
I oder Wegfalls eines Kinderzuschusses, Änderung 
I des ruhenden oder zu kürzenden Rententeils). 

3. Nach § 5 

ist folgender § 5 a einzufügen: 

n§ 5 a 

Soweit bei den Versorgungsrenten nach dem 
Bundesversorgungsgesetz, den Unterhaltshilfen 
nach dem Lastenausgleichsgesetz und den Bun- 
desbeihilfen zum Ausgleich von Härten im Rah- 
men der betrieblichen Altersfürsorge nach den 
Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzei- 
ger Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) die Gewäh- 
rung oder die Höhe der Leistung davon abhän- 
gig ist, daß bestimmte Einkommensgrenzen 
nicht überschritten werden, so bleiben die Nach- 
zahlungen, die bis einschließlich Februar 1959 
auf Grund der Vorschriften dieses Gesetzes zu 
leisten sind, für den genannten Zeitraum bei der 
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Ermittlung des Einkommens unberücksichtigt. 
Das gleiche gilt bei der Prüfung der fürsorge- 
rechtlichen Hilfsbedürftigkeit. Die Nachzahlun- 
gen für den in Satz 1 genannten Zeitraum sind 
ferner bei der Gewährung von Leistungen aus 
der Arbeitslosenversicherung und der Arbeits- 
losenhilfe nicht zu berücksichtigen." 

Begründung 

Zur Vermeidung einer zusätzlichen Verwaltungs- 
arbeit bei den Trägern der gesetzlichen Renten- 
versicherungen und bei den Stellen, die die in 
diesem Gesetz vorgesehene Rentenerhöhung be- 
rücksichtigen müssen, ist die vorstehende Über- 
gangsregelung erforderlich. 


4. In § 6 Satz 5 

sind die Worte „Die Berichtigung" durch die 
Worte „Eine Berichtigung zuungunsten des Be- 
rechtigten" zu ersetzen. 

Begründung 

Es werden Fälle Vorkommen, in denen wegen 
fehlender Beitragsunterlagen oder sozialgericht- 
licher Verfahren erst im Laufe des Jahres 1959 
oder später die Rente für vor dem 1. Januar 
1958 eingetretene Versicherungsfälle festgestellt 
werden kann. Außerdem würde die im Entwurf 
vorgesehene Bestimmung gegen den Grund- 
gedanken des § 1300 RVO, des § 79 AVG und 
des § 93 RKG verstoßen. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bun des regte rung niimmt zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Daß die Renten auf 10 Deutsdie Pfennig nadi oben 
abzurunden sind, ist in § 1297 RVO, § 74 AVG 
und § 89 Abs. 1 RKG geregelt. Diese Vorschriften 
finden nicht nur auf die erstmals nach neuem Recht 
festzusetzenden Renten, sondern auch in den Fällen 
Anwendung, in welchen eine nach neuem Recht fest- 
gestellte, eine umgestellte oder eine angepaßte 
Rente sich während ihrer Laufzeit, z. B. wegen eines 
Zusammentreffens mit einer anderen Rente, wegen 
eliner Umwandlung und dergleichen mehr, ändert. 
Da es sich hierbei um allgemeine Vorschriften han- 
delt, gelten sie — falls nichts Gegenteiliges bestimmt 
ist — auch bei Veränderungen der Renten durch 
Gesetz. Würde man dem Vorschlag des Bundesrates 
folgen, so würde in allen Fällen, in welchen 
bei späteren Anderungsgesetzen eine entsprechende 
Bestimmung auch nur versehentlich weggelassen 
würde, der Umkehrungsschluß gezogen werden, daß 
die oben angeführten Vorschriften nicht anzuwen- 
den sind. 

Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maßgabe 
zugestimmt, daß dem § 3 folgender Absatz 2 ein- 
gefügt wird: 

„(2) In den Fällen, in welchen für Januar 1959 
keine Rente oder nur ein Teilbetrag gezahlt wor- 
den ist, tritt an die Stelle des Rentenzahlbetrages 
im Sinne des Absatzes 1 der Betrag, der für Januar 
1959 zu zahlen gewesen wäre, wenn die Voraus- 


j Setzungen für die Erfüllung des Anspruchs damals 
bestanden hätten." 

Der derzeitige Absatz 2 wird Absatz 3. 
Begründung 

Es handelt sich nicht um besondere Rentenarten, 
die durch eine Ergänzung des § 1 Abs. 1 in den 
Geltungsbereich des Gesetzes einbezogen werden 
müßten. Die in Frage kommenden Renten sind 
schon durch die §§ 1 und 2 erfaßt. Es handelt sich 
vielmehr um die Bestimmung dessen, was in die- 
sen Fällen als Anpassungsbetrag zugrunde zu legen 
ist. Hierbei sollen auch die Fälle erfaßt werden, 
in welchen beispielsweise Ruh ensvo raus seizun gen 
sich ändern oder Kinderzuschüsse hinzukommen. 
Die Anpassung wird in diesen Fällen für die neu 
hinzukommenden Rentenbeträge erst vom Eintritt 
der Veränderung an wirksam. 

Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 4. 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maßgabe zu- 
gestimmt, daß dem § 6 folgender Absatz 2 angefügt 
wird: 

„(2) § 1300 der Reichsversicherungsordnung, § 79 
des Angestelltenversicherungsgesetzes und § 93 
Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes bleiben un- 
berührt." 

Begründung 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Formulierung 
könnte zu Zweifeln Anlaß geben, da es fraglich 
sein kann, ob eine Änderung des Bescheides, durch 
den festgestellt wird, daß dem Rentenbezieher von 
Rechts wegen weniger zusteht als ihm gezahlt 
wurde, eine Berichtigung „zuungunsten" ist. 
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